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Amtsblatt 
der Gemeinde Bernsdorf

Sonderdruck 1/2025	 Dienstag, den 07.01.2025

Wahlbekanntmachung

1. 	 Am 23. Februar 2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen 
Bundestag statt. Die Wahl dauert von 8:00 bis 18:00 Uhr.

2.	 Die Gemeinde Bernsdorf ist in drei allgemeine Wahlbezirke 
eingeteilt.
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in 
der Zeit vom 20.01.2025 bis 02.02.2025 übersandt werden, 
sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem der 
Wahlberechtigte zu wählen hat.

Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Briefwahlergeb-
nisses am Wahltag um 15:00 Uhr im Neuen Rathaus Lichtenstein/
Sa., Badergasse 17, 09350 Lichtenstein/Sa. zusammen.

3.	 Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks 
wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist. Die Wäh-
ler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personalausweis 
oder Reisepass zur Wahl mitzubringen. Die Wahlbenachrichtigung 
soll bei der Wahl abgegeben werden.

Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält 
bei Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.

	 Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a)	 für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen 
der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter An-
gabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch dieser, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außerdem des 
Kennworts und rechts von dem Namen jedes Bewerbers einen 
Kreis für die Kennzeichnung,

b)	 für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Be-
zeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen der ersten 
fünf Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von 
der Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung

Der Wähler gibt

	 seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarz-
druck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder 
auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem 
Bewerber sie gelten soll,

	 und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blau-
druck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder 
auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher 
Landesliste sie gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des 
Wahlraumes oder in einem besonderen Nebenraum gekenn-
zeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmab-
gabe nicht erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotogra-
fiert oder gefilmt werden.

4.	 Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im 
Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.

5.	 Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im 
Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

	 a)	 durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk 

	 dieses Wahlkreises oder

b)	 durch Briefwahl

teilnehmen.

Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeinde-
behörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimm-
zettelumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag 
beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im ver-
schlossenen Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen 
Wahlschein so rechtzeitig an die, auf dem Wahlbriefumschlag 
angegebene Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltag 
bis 18:00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angege-
benen Stelle abgegeben werden.

6.	 Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch ei-
nen Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 
Abs. 4 des Bundeswahlgesetzes).

Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe ei-
ner vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten 
Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, 
die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbe-
stimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtig-
ten ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der 
Hilfsperson besteht (§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes).

Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Un-
befugt wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entge-
gen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine 
geäußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme 
abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des 
Strafgesetzbuches).

Lichtenstein/Sa., 17.12.2024

Jochen Fankhänel
Bürgermeister Stadt Lichtenstein/Sa. (erfüllende Gemeinde der 
Verwaltungsgemeinschaft „Rund um den Auersberg“, handelnd 
im Namen der Gemeinde Bernsdorf)
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Bekanntmachung
der Gemeindebehörde über das Recht auf Einsicht in das 

Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 
21. Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025

1.	 Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Wahlbezirke 
der Stadt Lichtenstein/Sa. wird in der Zeit vom 03. Februar 2025 
bis 07. Februar 2025 während der allgemeinen Öffnungszeiten

	 Montag	 geschlossen
	 Dienstag	 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr
	 Mittwoch	 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr
	 Donnerstag	 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr
	 Freitag	 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr

	 in der Stadtverwaltung Lichtenstein/Sa., Zimmer 308, Bader-
gasse 17, 09350 Lichtenstein/Sa. (barrierefrei erreichbar)

	 für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder 
Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der 
zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten 
überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeich-
nis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das 
Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von 
Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk ge-
mäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist.

	 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist 
oder einen Wahlschein hat.

2.	 Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, 
kann in der Zeit vom 03. Februar 2025  bis zum 07. Februar 2025, 
spätestens am 07. Februar 2025 bis 12:00 Uhr, bei der Gemein-
debehörde Stadtverwaltung Lichtenstein/Sa., Zimmer 308, Bader-
gasse 17, 09350 Lichtenstein/Sa. (barrierefrei erreichbar)

Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklä-
rung zur Niederschrift eingelegt werden.

3.	 Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, 
erhalten bis spätestens zum 02. Februar 2025 eine Wahlbenach-
richtigung.

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, 
wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerver-
zeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein 
Wahlrecht nicht ausüben kann.

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis 
eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und Brief-
wahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenach-
richtigung.

4.	 Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 162
	 Chemnitzer Umland – Erzgebirgskreis II

•	 durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum 
(Wahlbezirk) dieses Wahlkreises oder 

•	 durch Briefwahl 

teilnehmen.

5.	 Einen Wahlschein erhält auf Antrag
5.1	 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberech-

tigter,

5.2	 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlbe-
rechtigter,

a)	 wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden 
die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerver-
zeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung 
(bis zum 02. Februar 2025) oder die Einspruchsfrist 
gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der 
Bundeswahlordnung (bis zum 07. Februar 2025) ver-
säumt hat,

b)	 wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach 
Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bun-
deswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 
Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstanden ist,

c)	 wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren fest-
gestellt worden und die Feststellung erst nach Ab-
schluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der 
Gemeindebehörde gelangt ist. 

Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetrage-
nen Wahlberechtigten bis zum 21. Februar 2025, 15:00 Uhr, 

bei der Gemeindebehörde Stadtverwaltung Lichtenstein/Sa., 
Zimmer 206, Badergasse 17, 09350 Lichtenstein/Sa. 
(barrierefrei erreichbar)

mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt werden. 

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsu-
chen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumutba-
ren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis 
zum Wahltag, 15:00 Uhr, gestellt werden.

Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der bean-
tragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tag 
vor der Wahl, 12:00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden.
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtig-
te können aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c angegebenen 
Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch 
bis zum Wahltag, 15:00 Uhr, stellen.

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu be-
rechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit Behinderung kann sich 
bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen.

6.	 Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte
•	 einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises,
•	 einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag,
•	 einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief 

zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbriefumschlag 
und

•	 ein Merkblatt für die Briefwahl.

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für ei-
nen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur Emp-
fangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen 
Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person 
nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der 
Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schrift-
lich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte 
Person auszuweisen.

Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen 
einer Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person 
bedienen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollen-
det haben. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der 
Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und 
geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine 
Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme er-
folgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung 
des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein 
Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson ist 
zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der 
Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat.
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die ange-
gebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens 
am Wahltag bis 18:00 Uhr eingeht.
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Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die ange-
gebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens 
am Wahltag bis 18:00 Uhr eingeht.

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
ohne besondere Versendungsform ausschließlich von der 
Deutschen Post AG   unentgeltlich befördert. Er kann auch bei 
der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden.

Lichtenstein/Sa., 17.12.2024

Jochen Fankhänel
Bürgermeister Stadt Lichtenstein/Sa. (erfüllende Gemeinde der 
Verwaltungsgemeinschaft „Rund um den Auersberg“, handelnd 
im Namen der Gemeinde Bernsdorf)

Öffentliche Bekanntmachung der Durchführung
der Wahl zur Bürgermeisterin/ zum Bürgermeister am 13. April 2025

und für einen etwaigen zweiten Wahlgang am 27. April 2025
in der Gemeinde Bernsdorf

1.	 Zu wählen ist die Bürgermeisterin/ der Bürgermeister. 

	 Höchstzahl der Bewerberin/ des Bewerbes je Wahlvorschlag:	 1

	 Mindestzahl Unterstützungsunterschriften:	 40
		   
Die Stelle ist ehrenamtlich. 

2.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

1.	 Es ergeht hiermit die Aufforderung, Wahlvorschläge für diese 
Wahl

	 ● frühestens am Tag nach dieser Bekanntmachung und
	 ● spätestens am 06. Februar 2025 bis 18:00 Uhr

	 beim Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses schriftlich 
einzureichen.

	 Die elektronische Form ist ausgeschlossen. 

	    Anschrift

	    Stadtverwaltung Lichtenstein/Sa., Zimmer 403, 
	    Badergasse 17, 09350 Lichtenstein/Sa. 

	 Vorsitzender des Gemeindewahlausschusses ist Herr Matthias 
Fleischer.

	 Stellvertreterin ist Frau Jenny Heinz. 

2.	 Wahlvorschläge können von Parteien, Wählervereinigungen 
und von Einzelbewerberinnen oder Einzelbewerbern einge-
reicht werden. Jede Partei, jede Wählervereinigung und jede 
Einzelbewerberin oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen.

3.	 Wahlvorschläge für die erste Wahl gelten auch für den etwa-
igen zweiten Wahlgang, sofern sie nicht bis zum 18. April 
2025, 18:00 Uhr, nach § 44a Absatz 2 Nr. 1 KomWG zurück-
genommen oder nach § 44a Absatz 2 Nr. 2 KomWG geändert 
werden. 

3.	 Inhalt und Form der Wahlvorschläge

1.	 Die Wahlvorschläge sind unter Beachtung der gesetzlichen 
Vorschriften des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Frei-
staat Sachsen (Kommunalwahlgesetz - KomWG) und der Ver-
ordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern zur 
Durchführung des Kommunalwahlgesetzes (Sächsische Kom-
munalwahlordnung - SächsKomWO) aufzustellen und einzu-
reichen. Sie müssen den Bestimmungen über Inhalt und Form 
der Wahlvorschläge in den §§ 6a bis 6e KomWG in Verbin-
dung mit §§ 38, 41 und 44a KomWG sowie § 16 SächsKomWO 
entsprechen. 

	 Dem Wahlvorschlag sind die im § 16 Abs. 3 SächsKomWO 
genannten Unterlagen beizufügen:

●	 Erklärung jeder Bewerberin und jedes Bewerbers, dass sie 
oder er der Aufnahme in den Wahlvorschlag zugestimmt 
hat und sie oder er nicht für dieselbe Wahl in einem ande-
ren Wahlvorschlag aufgestellt ist,

●	 Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers zum Vorlie-
gen der allgemeinen persönlichen Voraussetzungen für 
die Berufung in das Beamtenverhältnis,

●	 beim Wahlvorschlag einer Partei oder Wählervereinigung 
eine Ausfertigung der Niederschrift über die Versamm-
lung zur Bewerberaufstellung einschließlich der zugehöri-
gen Versicherung an Eides statt,

●	 im Falle der Anwendung von § 6c Abs. 1 Satz 4 KomWG 
eine von dem für den Landkreis zuständigen Vorstand 
oder sonst Vertretungsberechtigten der Partei oder mit-
gliedschaftlich organisierten Wählervereinigung unter-
zeichnete schriftliche Bestätigung, dass die Vorausset-
zungen für dieses Verfahren vorlagen, 

●	 beim Wahlvorschlag einer mitgliedschaftlich organisier-
ten Wählervereinigung oder einer Partei die gültige Sat-
zung zum Nachweis der mitgliedschaftlichen Organisati-
on, sofern diese nicht gemäß § 6 Abs. 3 S. 1 Nr. 1, S.2 des 
Parteiengesetzes beim Bundeswahlleiter hinterlegt ist,

●	 beim Wahlvorschlag einer nicht mitgliedschaftlich organi-
sierten Wählervereinigung für jede Unterzeichnerin oder 
jeden Unterzeichner des Wahlvorschlages eine Bescheini-
gung der zuständigen Gemeinde über ihr oder sein Wahl-
recht,

●	 bei ausländischen Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern 
eine Versicherung an Eides statt nach § 6a Abs. 3 KomWG. 

2.	 Vordrucke für Wahlvorschläge, Zustimmungserklärungen, 
Wählbarkeits- und Wahlrechtsbescheinigungen, Niederschrif-
ten über die Mitglieder-/Vertreterversammlungen zur Bewer-
beraufstellung einschließlich zugehöriger eidesstattlicher 
Versicherungen sowie die Erklärung zum Vorliegen der Vor-
aussetzungen für die Berufung in das Beamtenverhältnis sind 
während der allgemeinen üblichen Öffnungszeiten bei der

	 Stadtverwaltung Lichtenstein/Sa., Zimmer 507, Badergasse 17, 
09350 Lichtenstein/Sa. 

	
	 erhältlich. Sie können auch per E-Mail unter gwa@lichtenstein-

sachsen.de elektronisch angefordert werden.

3.	 Hinsichtlich des Datenschutzes ist bei der Aufstellung von 
Wahlvorschlägen zu beachten: 

	 Indem die Wahlbewerber im Rahmen der Aufstellungsver-
sammlung dem Versammlungsleiter die für die Erstellung des 
Wahlvorschlags (Anlage 16 zur Sächsischen Kommunalwahl-
ordnung) notwendigen personenbezogenen Daten mitteilen, 
die Zustimmungserklärung (Anlage 17 zur Sächsichen Kom-
munalwahlordnung) und – soweit sie Bürger anderer Mitglieds-
staaten der Europäischen Union sind – eine Versicherung an 
Eides statt gemäß § 6a Absatz 3 des Kommunalwahlgesetzes 
abgeben, entstehen für die den Wahlvorschlag aufstellende 
Partei bzw. Wählervereinigung aktive datenschutzrechtliche 
Hinweispflichten nach Artikel 13 der Datenschutz-Grund-
verordnung. Es wird empfohlen, dem Wahlbewerber im 
Rahmen der Aufstellungsversammlung ein standardisiertes 
Merkblatt entsprechend dem Musterformular 1 unter http://
www.datenschutzrecht.sachsen.de/Informationspflichten.
html auszuhändigen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die 
Zustimmungserklärung trotz einer eventuellen datenschutz-
rechtlichen Geltendmachung der Berichtigung und Löschung 
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materiell-rechtlich weiter gültig bleibt (§ 6a Absatz 2 Satz 2 
KomWG).

4.	 Hinweise auf Unterstützungsunterschriften

1.	 Jeder Wahlvorschlag muss gemäß § 6b KomWG in Verbindung 
mit § 38 KomWG entsprechend der unter Punkt 1. angegebe-
nen Mindestzahl von Wahlberechtigten des Wahlgebiets, die 
keine Bewerber des Wahlvorschlages sind, unterstützt werden 
(Unterstützungsunterschriften). Die Wahlberechtigung muss 
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Wahlvorschlags gege-
ben sein. 

2.	 Die Unterstützungsunterschriften können nach Einreichung 
des Wahlvorschlags bei der

	 Gemeindeverwaltung Bernsdorf im Bürgerbüro, 
	 Hauptstraße 170, 09337 Bernsdorf 

	 während folgender Öffnungszeiten

	 Montag	 09:00 bis 11:30 Uhr
	 Dienstag	 09:00 bis 11:30 Uhr und 13:00 – 15:00 Uhr
	 Donnerstag	09:00 bis 11:30 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr
	 Freitag	 09:00 bis 11:30 Uhr

	 bis 06. Februar 2025, 18:00 Uhr, geleistet werden. 

	 Die Unterstützungsunterschrift muss von der oder dem 
Wahlberechtigten auf einem Unterschriftsformblatt eigen-
händig unter Angabe des Tages der Unterzeichnung sowie 
des Familiennamens, Vornamens, Geburtsdatums und der 
Anschrift der Hauptwohnung von der Unterzeichnerin oder 
des Unterzeichners geleistet werden. Ein Wahlberechtigter 
kann für dieselbe Wahl nur für einen Wahlvorschlag eine Un-
terstützungsunterschrift leisten. Hat er seine Unterstützung 
für mehrere Wahlvorschläge geleistet, sind alle seine Unter-
schriften ungültig. Der Wahlberechtigte kann eine geleistete 
Unterstützungsunterschrift nicht zurücknehmen. Die Wahl-
berechtigten haben sich auf Verlangen auszuweisen.

	 Wahlberechtigte, die infolge Krankheit oder ihres körperli-
chen Zustandes die Unterzeichnung durch Erklärung vor 
einem Beauftragten der Verwaltung ersetzen wollen, haben 
dies beim Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses spä-
testens am 30. Januar 2025 schriftlich zu beantragen; dabei 
sind die Hinderungsgründe glaubhaft zu machen. 

3.	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder mitgliedschaftlich or-
ganisierten Wählervereinigung, die aufgrund eines eigenen 
Wahlvorschlags

	 a)	im Sächsischen Landtag vertreten ist oder 
	 b)	seit der letzten Wahl im Gemeinderat der Gemeinde vertreten
		  ist 
	 bedarf keiner Unterstützungsunterschriften. Dies gilt entspre-

chend für den Wahlvorschlag einer nicht mitgliedschaftlich or-
ganisierten Wählervereinigung, wenn er von der Mehrheit der 
für die Wählervereinigung Gewählten, die dem Gemeinderat 
zum Zeitpunkt der Einreichung angehören, unterschrieben ist.

	 Darüber hinaus bedarf gemäß § 41 Absatz 2 KomWG auch 
ein Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften, der 
als Bewerber den amtierenden Amtsinhaber enthält.

	 Gemeinsame Wahlvorschläge mehrerer Parteien oder Wähler-
vereinigungen bedürfen dann der Unterstützungsunterschrif-
ten, wenn dies für mindestens einen Wahlvorschlagsträger 
erforderlich ist. 

Lichtenstein/Sa., 12.12.2024

Jochen Fankhänel
Bürgermeister Stadt Lichtenstein/Sa. (erfüllende Gemeinde der Ver-
waltungsgemeinschaft „Rund um den Auersberg“, handelnd im Na-
men der Gemeinde Bernsdorf)


